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· Gemeinde Wasbek 

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

Anlagen: 

o „Städtebaulicher Vertrag nach § 11 Abs. 2 BauGB" (zur . Berücksichtigung und Sicherung der 
mit der Bauleitplanung verfolgten gemeindlichen Ziele, insbesondere de'r baukulturellen Belan­
ge und der Belange des Immissionsschutzes) im Zuge der Aufstellung der 2. Änderung des 
Bebaliungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" der Gemeinde Wasbek (Stand vom 13.08.2021) 
mit folgenden Anlagen: Anlage 1: Übersichtsplan 

Anlage 2: Schallgutachten - gemäß TA Lärm I DIN 18005 -

Quellenverzeichnis: 

(dBCon, Technical Acoustics, Dipl.- Ing. AP. Goldschmidt, 
Kaltenkirchen, Gutachten Nr. (720) 110621 vom 25.06.2021) 

o Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange ha­
ben im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB und 
nach § 11 Abs. 2 LaplaG Anregungen, Hinweise oder Ausführungen im Rahmen ihrer Stel­
lungnahme vorgebracht: 

• Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung mit Erlass 
vom 09.04.2021 

• Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung 
mit Stellungnahme vom 08.04.2021 

• Wasser- und Bodenverband Wasbek durch den Deich- und Hauptsielverband Dithmar­
schen mit Schreiben vom 17.03.2021 

• Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes S-H - Technischer 
Umweltschutz (LLUR) per E-Mail vom 16.03.2021 

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
per E-Mail vom 13.03.2021 

• Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 09.03.2021 

• Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein mit Schreiben vom 05.03.2021 

o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 8 „Ortsmitte" der Gemeinde Wasbek u. a. mit: 
- "Schallgutachten" (Bearbeitungsstand vom 23.11.1992) 
- ·1. Ergänzung zum Schallgutachten (Bearbeitungsstand vom 2~.11 . 1994) 

o Geltende Flächennutzungsplanung der Geme.inde Wasbek einschließlich der genehmigten 
Änderungen 

o Festgestellter Landschaftsplan (1999) der Gemeinde Wasbek 

o .Lage- und Höhenplan" mit örtlicher Vermessung vom 14.08.2020 und dem entsprechenden 
Katasterbestand als amtliche Planunterlage für die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 
der Gemeinde Wasbek 

o Schallgutachten - gemäß TA Lärm I DIN 18005 - (dBCon, Technical Acoustics, Dipl.- Ing. A.P. 
Goldschmidt, Kaltenkirchen, Gutachten Nr. (720) 110621 vom 25.06.2021) 

Fotos: Peter Scharlibbe, Büro für integrierte Stadtplanung· Scharlibbe vom 05.08.2020 
Reinhard Pollok, Günther & Pollok - Landschaftsplanung vom 13.08.2020 
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Gemeinde Wasbek 
2 .. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" miteiner 

21. Änderung des Fläch~nnutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach§ 13a BauGB 

•' 

' 

l 
'1' ,, 

(' .' 

f 

l ,;: .„ 

Wasbek 

·•· .• -·-:.::=-= 
~"' ~nvt 

Haouptstr, 

r 
--?- --

' • • • 

„Satzung" 

(Quelle: https://www.openstreetmap.de/karte.html' 

[!:] • [!:] 

1 
1 • 1 

Abb.1 
Kennzeichnung des Plangeltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 

Verfahrensübersicht 

Frühzeitige Beteiligüng der Öffentlichkeit § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

Unterrichtung der Landesplanung § 11 Abs. 2 LaplaG 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden I TÖB § 4 Abs. 1 BauGB 

Öffentliche Auslegung 
§ 3Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB 

Behörden- und TÖB - Beteiligung 
§ 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB 

Gesamtabwägung / Satzungsbeschluss 

Bekanntmachung § 10 BauGB mit 
21. Änderung des Flächennutzungsplanes im -Zuge der Berichtigung 

„ Gesamtabwägung" 
„Satzungsbeschluss/ Bekanntmachung" 
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Gemeinde Wasbek 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

1. Anlass der Planaufstellung und Planungserfordernis 
Ein örtlich tätiger Investor hat bei der Gemeindevertretung einen Antrag auf Einleitung einer 
verbindlichen Bauleitplanung für den Bereich der Hauptstraße Nr. 32 gestellt. Der Investor 
beabsichtigt das zum größten Teil leerstehende Gebäude zu erwerben und als Wohn- und 
Geschäftshaus sowie zum Teil als Lagerraum für Lagerboxen, einem sogenannten „Seif Sto­
rage", mit Erhalt des bestehenden Cafes umnutzen. Die planungsrechtlichen Voraussetzun­
gen hierfür sind aufgrund des Bebauungsplanes Nr. 8 (vgl. auch Abb. 3), der für diesen Be­
reich ein Sonstiges Sondergebiet für großflächige Handelsbetriebe festsetzt, nicht gegeben. 

Nach der Geschäftsaufgabe der Landhausboutique und des Gartenmöbelmarktes steht das 
Gebäude seit mehreren Jahren zum größten Teil leer. Nur das in das ehemalige Bauernhaus 
integrierte Cafe ist weiterhin in Betrieb. 

Die Gemeinde hat ein großes Interesse. das historische Gebäude (nicht den Anbau} ein­
schließlich Cafe, Hofplatz und Baumbestand zu erhalten und den Gebäudeleerstand wieder 
einer bedarfsgerechten Nutzung zuzuführen, die sich in den gewachsenen Ortskern einfügt. 
Das vom Vorhabenträger vorgelegte Konzept entspricht den Vorstellungen der Gemeinde und 
soll zur Sicherung der Erhaltung des historischen Gebäudes mit Baumbestand, Hofplatz und 
Cafe Bestandteil eines städtebaulichen Vertrages werden. 

Im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung hat die Gemeinde am 01.10.2020 be­
schlossen, den Bebauungsplan Nr. 8 „Ortsmitte" sowie den Flächennutzungsplan zu ändern, 
um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das geplante Vorhaben zu schaffen. 

Abb.2 
Räumliche Lage des Planbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 

in der „Ortsmitte" der Gemeinde Wasbek aus der Luft betrachtet 

„Gesamtabwägung" 
„Satzungsbeschluss /Bekanntmachung" 
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Gemeinde Wasbek 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

(Quelle: Gemeinde Wasbek) 

Abb. 3 
Ausschnitt aus der Planzeichnung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 8 

Aufgrund der Wiedernutzbarmachung von aus der Nutzung gefallener Flächen bzw. leerste­
hender Gebäude in innerörtlicher und zur Beschleunigung des Verfahrens hat die Gemeinde 
Wasbek nach Prüfung der Voraussetzungen die Aufstellung eines Bebauungsplanes der In­
nenentwicklung nach § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren beschlossen (vgl. Kapitel 
2.1). 

Die Gemeindevertretung hat am 01.10.2020 die Entwurfsfassung beschlossen und die Be­
gründung gebilligt, so dass die öffentliche Auslegung zur Beteiligung der Öffentlichkeit durch­
geführt werden konnte. Parallel hierzu wurden die Stellungnahmen der von der Planung be­
rührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. 
§ 13a BauGB und der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB eingeholt sowie die landes­
planerische Stellungnahme nach § 11 Abs. 2 LaplaG abgefordert. 

Die von der Gemeindevertretung am 25.08.2021 in der endgültigen Planfassung als Satzung 
beschlossene 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 beinhaltet die planungsrechtlich rele­
vanten Inhalte übergeordneter Planungen und die örtliche Planungssituation sowie die Ergeb­
nisse der begleitenden Fachplanungen (siehe Anlagen zu dieser Begründung) und die Stel­
lungnahmen aus der Behörden- und Trägerbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie die lan­
desplanerische Stellungnahme mit Erlass vom 09.04.2021 entsprechend der gemeindlichen 
Gesamtabwägung zum Satzungsbeschluss. 

Die Begründung wurde entsprechend der Abwägung inhaltlich und zugleich klarstellend er­
gänzt. 

„Gesamtabwägung" 

„Satzungsbeschluss / Bekanntmachung" 
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Gemeinde Wasbek 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB 

1.1 Städtebauliche Situation 

Abb. 4a 

Abb. 4c 

Altes Bauernhaus mit dem Landhaus Cafe im rechten Gebäudeteil 
und den zwei mächtigen Linden im Bereich der Außenterrasse 

Zwei ortsbildprägende Großbäume im Zufahrtsbereich zum Landhaus Cafe 

„Satzung" 

Abb.4b 

Abb. 4d 
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Gemeinde Wasbek 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 "Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

Das neue Wohnhaus an der Lindenstraße am westlichen Plangebietsrand (links) 
Abb. 4e und die ältere Wohnbebauung am östlichen Rand (rechts) Abb. 4f 

ehern. Ausstellungs- und Lagerhalle mit vorgelagerten Glasbauten 
Abb. 4g und Stellplätzen zur Lindenstraße orientiert Abb. 4h 

Erdgeschoss (links) und Obergeschoss (rechts) mit Lichtband 
Abb. 4i insgesamt für kleine Lager vorgesehen Abb. 4j 

„Gesamtabwägung" 
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Gemeinde Wasbek 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

.Bebauungsplan der Innenentwicklung• nach § 13a BauGB „Satzung" 

Dachstuhl im Bereich des alten Bauernhaus (links) für gewerbliche oder wohnbauliche Nutzungen 
Abb. 4k vorgesehen, Glasvorbauten und Treppe (rechts) im Bereich des Bauernhauses Abb. 41 

Abb. 4m Stellplatzanlage mit Zufahrt zur 
Lindenstraße 

Abb. 4o Seitliche Zufahrt hinter der Lagerhalle 
zur Betriebsleiter Wohnung des Cafes 

Abb. 4n Seitenansicht des Lagerhauses mit 
Glasvorbauten 

Abb. 4p seitliche Rückfront der Lagerhalle 
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Gemeinde Wasbek 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 110rtsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

,,Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

2. Allgemeine Rechtsgrundlagen 
Das Baugesetzbuch (BauGB), ergänzt durch das „Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechts­
behelfsgesetzes und anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vorgaben (am 
01.06.2017 in Kraft getreten) und durch das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU 
im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt" (am 
13.05.2017 in Kraft getreten) und zuvor auch durch das „Gesetz zur Stärkung der Innenent­
wicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts" 
vom 11.Juni 2013 sowie zuletzt geändert durch das Gesetz zur Mobilisierung von Bauland 
vom 14. Juni 2021, verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB „soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung erfolgen". Die Aufstellung von Bauleitplänen liegt dabei als Verpflichtung 
verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener Verantwortung bei der Gemeinde. 

Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal­
tige städtebauliche Entwicklung nach den Bedürfnissen der Bevölkerung gewährleisten. Dazu 
gehört unter anderem eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennut­
zung gewährleisten. 

Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die 
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum 
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen. 

Ggf. können auf Landesrecht beruhende Regelungen als nachrichtliche übernahmen nach 
§ 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen werden. In diesem Planungsfall kom­
men auch örtliche Bauvorschriften nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) in Betracht. 

2.1 Planverfahren 
Die gemeindlichen Gremien haben aufgrund der Lage des Plangebiets in der „Ortsmitte" und 
des Vorhabencharakters (Umnutzung Und Umwidmung der im Zuge eines großflächigen Ein­
zelhandels zuvor gewerblich genutzten Flächen in ein Mischgebiet mit Lagerflächen und mit 
Beibehaltung der gastronomischen Nutzung sowie der Wohnnutzung) die Voraussetzungen 
zur Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 nach dem „beschleunigten Ver­
fahren" gemäß § 13a BauGB („Bebauungsplan für die Innenentwicklung") mit folgendem 
Ergebnis geprüft: 

o eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG / 
LUVPG besteht nicht, 

o Beeinträchtigungen von FFH- und / oder EU-Vogelschutzgebieten sind nicht anzuneh­
men, 

o es wird eine Grundfläche (GR) von weniger als 20.000 m2 festgesetzt werden und 

o bei der Planung sind keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach§ 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu be­
achten. 

Der Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur 
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von lnfrastrukturvorha­
ben wird in der Abwägung in angemessener Weise berücksichtigt. 
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Gemeinde Wasbek 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

Die Gemeindevertretung hat daher beschlossen, von der frühzeitigen Unterrichtung der Be­
hörden sowie der sonstigen Planungsträger nach§ 4 Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abzu­
sehen. 

Die Erstellung und die Durchführung einer Umweltprüfung ist aufgrund der eingehaltenen o. 
g. Voraussetzungen im Rahmen des „beschleunigten Verfahrens" nach § 13a BauGB nicht 
erforderlich. Eingriffe in die Natur, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu er­
warten sind, gelten bei der Anwendung des§ 13 a BauGB als im Sinne des§ 1a Absatz 3 
Satz 6 vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich muss also 
nicht erfolgen. 

Eine Änderung der geltenden Flächennutzungsplanung ist für den Bereich des Plangeltungs­
bereiches im Zuge der Berichtigung erforderlich (vgl. hierzu Kapitel 4 .2 dieser Begründung). 

2.2 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
Seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO „Beteiligung von Kindern und Jugendlichen" in Kraft 
getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen 
von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in angemessener Weise beteiligen müssen. 
Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die Inte­
ressen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen. Da sich die (z. T. abstrakten) Instru­
mente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur bedingt auf Kinder und Jugendliche über­
tragen lassen, sind insbesondere projektbezogene Beteiligungen, die sich auf konkrete Vor­
haben erstrecken, sinnvoll. 

Typische Fälle der Beteiligung sind die Errichtung oder die Änderung von Einrichtungen für 
Kinder und Jugendliche, wie z.B. Kinderspielplätze, Kindertagesstätten, Bolzplätze, Sportein­
richtungen, Jugendbegegnungsstätten, Schulen. Die Beteiligung hat auch bei entsprechenden 
Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen von Kindern und Jugendlichen betroffen sind 
und sich auf konkrete Vorhaben beziehen. 

Da die Gemeinden eine Offenlegungs- und Dokumentationspflicht haben, sollen die Beteili­
gungsverfahren zumindest in den Grundzügen durch Beschluss der Gemeindevertretungen 
(oder durch Delegation der entsprechenden Fachausschüsse) festgelegt werden, um sicher 
zu stellen, dass diese bei der Durchführung von kinder- und jugendrelevanten Vorhaben die 
im Zuge der Beteiligung vorgetragenen Gesichtspunkte ernsthaft prüfen. Diese Offenlegungs­
und Dokumentationspflicht kann in vielfältiger Form erfolgen: 

• im Zuge der Unterrichtung der Einwohnerrinnen und Einwohner nach§ 16a GO, 

• im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Stadtvertretung 

• in den entsprechenden Fachausschüssen, 

• bei Bebauungsplänen in deren Begründungen oder 

• allgemein als Veröffentlichungen im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung. 

Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist durch die Nutzungsänderung und der 
Umwidmung einer Sondergebietsfläche des „Großflächigen Einzelhandels" in ein „Mischge­
biet" war eine Beteiligung von Kindern und Jugendlichen auf der Planungsebene der Bebau­
ungsplanung nicht sinnvoll, da Belange dieser Bevölkerungsgruppe nicht unmittelbar betroffen 
waren. 
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„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB 

3. Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzung 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

„Satzung" 

Der räumliche Plangeltungsbereich (vgl. nachfolgende Abb. 5) der 2. Änderung des Bebau­
ungsplanes Nr. 8 wird begrenzt: 
nördlich der „Hauptstraße" 
östlich der Bebauung Hauptstraße Nr. 34 und Lindenstraße Nr. 2 

sowie eines Straßenabschnitts der Lindenstraße 
südlich der Bebauung Lindenstraße Nr. 9 
westlich der Bebauung Schulstraße 2c und Hauptstraße 28 und 28a 

" 

lJ / ·, 

/

/ l 
1 / 
, / 

(Quelle: ALK mit Eintragungen Torresin & Partner, 2020) 

Abb. 5 
Abgrenzung des Plangeltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 

(Stand vom 16.08.2021 - Satzung - Plan Nr. 2.0) 

Der räumliche Plangeltungsbereich umfasst auf Grundlage einer überschlägigen Flächener­
mittlung (Planungsstand vom 16.08.2021 - Plan Nr. 2.0) eine Fläche von insgesamt ca. 5.020 m2

, davon 

ca. 4.755 m2 Mischgebiet (MI) 

ca. 265 m2 Straßenverkehrsflächen (Parkplätze an der Lindenstraße) 
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4. Planungsrechtliche Voraussetzungen und Planungsvorgaben 

4.1 Entwicklungsgebot(§ 8 Abs. 2 BauGB) 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 entwickelt sich nicht aus dem Flächennutzungs­
plan. 

Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sind im Flächennutzungsplan der Ge­
meinde Wasbek, hier in der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes (vgl. nachfolgende Abb. 
6), aufgrund der zuvor ausgeübten Einzelhandelsnutzung als Sonstiges Sondergebiet {SO) 
mit der Spezifizierung als „Großflächige Handelseinrichtung" dargestellt. 

Abb.6 
Auszug aus der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes, 

den Planbereich des Ursprungs-Bebauungsplanes Nr. 8 betreffend 

Der östliche Teilbereich, der ebenfalls als Sonderbaufläche für großflächige Handelseinrich­
tungen dargestellt ist, wurde durch die 17. Änderung des Flächennutzungsplanes zu Gunsten 
einer wohnbaulichen Entwicklung der Zielsetzung der rechtskräftigen 1. Änderung des Bebau­
ungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" angepasst. 

4.2 Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
Im hier gewählten „beschleunigten Verfahren" nach § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan, 
der von Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor 
der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist, sofern die geordnete städtebauliche Ent­
wicklung des Gemeindegebietes nicht beeinträchtigt wird. Dies ist hier der Fall. 

Die Flächennutzungsplanung entspricht dem städtebaulichen Belang im Rahmen der 8. Än­
derung, entsprechend der bisherigen Planungssituation Flächen für eine sondergebietsbezo­
gene Nutzung entsprechend der Bestandssituation planerisch vorzuhalten. 
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Auszug aus der Planzeichnung zur 21. Änderung des Flächennutzungsplanes, 
(Stand vom 16.08.2021 - Satzung - Plan Nr. 2.0) 

Die durch Berichtigung erfolgte 21. Änderung des Flächennutzungsplanes wird zusammen mit 
der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 ortsüblich bekannt gemacht. 

4.3 Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
(§ 1 Abs. 4 BauGB) 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine „Anpassungspflicht" an die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus Sicht der Landesplanung unterlie­
gen nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB. 
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Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem 
am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 vom 13. 
Juli 2010 (LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719), der Fortschreibung des Landesentwicklungs­
plans Schleswig-Holstein 2010 (Runderlass des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume 
und Integration des Landes Schleswig-Holstein vom 27.11.2018- IV 60-Az. 502.01-Amtsbl. 
Schl.-H. S. 1181) sowie dem Regionalplan für den Planungsraum III „alt" (in der Neuaufstellung 
zukünftig Reg.- Plan II). 

Die Gemeinde Wasbek verfügt nach den Festlegungen des Regionalplanes über keine zent­
ralörtliche Funktion und befindet sich im Stadt-Umland-Bereich Neumünster. Der Gemeinde 
wurde zusätzlich eine planerische Gewerbe- und Dienstleistungsfunktion zugeschrieben. 

Nach Ziffer 3.6.1 Abs. 3 LEP-Fortschreibung 2020 decken Gemeinden oder Gemeindeteile, 
die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind, den örtlichen Bedarf. Dort können im 
Zeitraum 2018 bis 2030 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31.12.2017 neue Wohnun­
gen im Umfang von bis zu 10 Prozent in den ländlichen Räumen gebaut werden. Der Woh­
nungsbestand der Gemeinde Wasbek betrug am 31.12.2017 984 Wohneinheiten, sodass rund 
98 Wohneinheiten (WE) in diesem Zeitraum realisiert werden können, vgl. hierzu auch nach­
folgende Auflistung zur Wohnbautätig in der Gemeinde Wasbek. 

Nach Ziffer 3.6.1 Abs. 1 LEP-Fortschreibung 2020 können grundsätzlich in allen Gemein-den 
im Land neue Wohnungen gebaut werden. Hierbei hat nach Ziffer 3.9 Abs. 4 LEP-Fortschrei­
bung 2020 die Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung. Bevor Kommunen neue, 
nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie noch vor­
handene Flächenpotenziale ausschöpfen können. 

Bei der hier in Aufstellung befindlichen gemeindlichen Planung handelt es sich um eine Maß­
nahme der Innenentwicklung. Die Landesplanungsbehörde hat mit Erlass vom 09.04.2021 ge­
beten, Aussagen über die Innenentwicklungspotenziale der Gemeinde in die Planbegründung 
aufzunehmen. 

Anfang des Jahres 2020 wurde der Innenbereich auf mögliche Potentiale, wie z.B. Brachflä­
chen, Konversionsflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmög­
lichkeiten, die sich für eine wohnbauliche Entwicklung eignen, mit folgendem Ergebnis unter­
sucht: 

t Es konnten insgesamt 19 Potentialflächen ermittelt werden, auf denen insgesamt 51 
Wohneinheiten theoretisch entstehen könnten. 

t Bei 14 Potentialflächen von den insgesamt 19 ermittelten Potentialflächen handelt es 
sich um Baulücken im privaten Eigentum, bei denen die Verkaufsbereitschaft und Be­
bauung nicht abgeschätzt werden kann. 

t Das vorhandene Baurecht der Baulücken besteht schon seit vielen Jahren. Dennoch hat 
keine Entwicklung stattgefunden. Erfahrungsgemäß kann man von einer geringen Um­
setzungsquote bei Baulücken für die nächsten Jahre ausgehen, so dass davon auszu­
gehen ist, dass der Bedarf an Wohnungen durch Baulücken in den nächsten Jahren nur 
minimal gedeckt werden kann, abgeschätzt werden ca. 3 WE. 

t Die kurz- bis mittelfristig zur Verfügung stehenden Konversationsflächen durch Aufgabe 
von landwirtschaftlichen Betriebsstellen und der Meierei, decken mit ca. insgesamt 18 
WE nur bedingt den zukünftigen Bedarf an Wohnungen. 

Dem Angebot steht ein voraussichtlicher Bedarf, ausgehend vom bisherigen und aufgrund der 
Lagegunst der Gemeinde Wasbek auch für die Zukunft zu erwartenden durchschnittlichen 
jährlich Bedarf, von ca. 9 WE/Jahr gegenüber. 
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Q Auf dieser Grundlage ist mindestens von einem Bedarf von 2021 bis zum Jahr 2030 von 
ca. 81 WE auszugehen. 

Aktuell besteht eine sehr starke Nachfrage nach Grundstücken für Einfamilienhausbebauung 
in Neumünster sowie im Umland. Die im Jahr 2019 zu Wohnbauland entwickelten Grundstücke 
in der Ortsmitte der Gemeinde Wasbek sind zum größten Teil verkauft und bebaut. 

c:> Um den zukünftigen Bedarf decken zu können, ist es erforderlich, Außenbereichsflä­
chen, die an den Innenbereich angrenzen, zusätzlich in Anspruch zu nehmen und in den 
Innenbereich einzubeziehen. Vorrangig sind hierfür bereits erschlossene Flächenpoten­
tiale auszuschöpfen. Aufgrund des angespannten Wohnungsmarktes steht die Schaf­
fung von Baumöglichkeiten für Wohnhäuser im öffentlichen Interesse. 

Ausgehend vom zulässigen wohnbaulichen Entwicklungsrahmen nach der Fortschreibung des 
Landesentwicklungsplanes stehen der Gemeinde gern. nachfolgender Berechnung noch ca. 
67 WE bis zum Jahr 2030 zur Verfügung: 

o Anzahl der Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden mit Stand vom 31.12.2017 
= 984 WE 

=> Hiervon 10 % Zuwachs bis 2030 
= 98 WE, also für den Zeitraum von 12 Jahren 

Die Bautätigkeit in der Gemeinde Wasbek stellt sich seit 01.01.2018 wie folgt dar: 

=> Zulässiger wohnbaulicher Entwicklungsrahmen bis 2030 = 98 WE 

abzüglich geplanter Wohneinheiten durch 

o B-Plan Nr. 21 „westlich Ehndorfer Straße" max. 12 WE möglich lt. B-Plan 

o 1.Änderung B-Plan Nr. 8 „Ortsmitte" in Wasbek ca. 19 WE lt. Haunummernplan 

=> Verbleibende zulässige Wohneinheiten bis 2030 = ca. 67 WE 

Die vorliegende Planung dient entsprechend den vorangestellten Ausführungen der Revitali­
sierung eines Gebäudes im Innenbereich, welches aufgrund der Geschäftsaufgabe des Gar­
tenmöbelmarktes und der Landhausboutique einen Leerstand aufweist. Durch die Änderung 
des Gebietscharakters sollen Möglichkeiten und Anreize zur Ansiedlung von gebietsverträgli­
chen Gewerbebetrieben geschaffen werden sowie die Möglichkeit zur Schaffung von zusätz­
lichen attraktiven Wohnungen im Ortskern. Die von den Antragstellern beabsichtigte Planung 
entspricht den gemeindlichen Vorstellungen und ist in ein Mischgebiet integrierbar. 

Mit Erlass der Landesplanungsbehörde vom 09.04.2021 bestehen aus Sicht der Landespla­
nung gegenüber der gemeindlichen Planung keine Bedenken. Insbesondere wurde seitens 
der Landesplanungsbehörde bestätigt, dass der Planung keine Ziele der Raumordnung ent­
gegenstehen. 
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5. Städtebauliche Zielsetzungen (§ 1 Abs. 3 BauGB) 
Mit der Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 werden folgende städtebau­
liche Ziele verfolgt: 

>:- Wiedernutzbarmachung des Gebäudebestandes in der Hauptstraße 32 

>:- Gewährleistung der Integration einer für die Ortsmitte angemessenen Art der baulichen 
Nutzung entsprechend des bestehenden Gebietscharakters 

>:- Stärkung und Belebung der Ortsmitte durch Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht we­
sentlich stören 

>:- Zulassung einer Angebotsplanung, die eine Anpassung der Nutzungsart in einem be­
stimmten Rahmen an geänderte Markt- und Nachfragesituation zulässt. 

>:- Erhalt des Gebäudekomplexes mit integriertem Cafe und Hofplatz 

>:- Ausweisung ausreichender Stellplätze für die beabsichtigten Nutzungen und Beibehaltung 
der öffentlichen Parkplätze, straßenbegleitend zur Lindenstraße 

>:- Erhalt der bisherigen Zufahrt von der Hauptstraße und der Zufahrten zu den Stellplätzen 
und der Warenanlieferung von der Lindenstraße. 

~ Erhalt der ortsbildprägenden Großbäume, insbesondere im Zufahrtsbereich zum ehern. 
Bauernhaus und vor dem Landhaus Cafe. 

>:- Erhalt des bestehenden und im Ort geschätzten Ortsbildes durch Festsetzungen der Ge­
bäudehöhen in Anlehnung an den Bestand. 

>:- Ausschluss von Nutzungen, die zwar in einem Mischgebiet allgemein oder ausnahms­
weise zulässig wären, sich jedoch nicht in die Ortskernlage einfügen. 

~ Steuerung der maximal zulässigen Wohneinheiten 

>:- Ressourenschonendes Bauen durch Erhaltung gesunder Altbauten (Einsparung von 
Rohstoffen) 

Diese vornehmlich ortstrukturellen Anforderungen an das Planungskonzept werden mit dem 
Satzungsentwurf zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 planungsrechtlich umgesetzt. 

Das vom Vorhabenträger vorgelegte Nutzungskonzept zur Revitalisierung der leerstehenden 
Räumlichkeiten des ehern. Gartenmöbelmarktes und der ehern. Landhausboutique soll Be­
standteil eines städtebaulichen Vertrages zwischen Gemeinde und Vorhabenträger werden. 
Die Gemeinde möchte sich bei eventuellen Änderungen gegenüber dem vorgelegten Nut­
zungskonzept weiterhin ein Mitspracherecht vorbehalten. 

Zur Berücksichtigung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten gemeindlichen 
Ziele, insbesondere der baukulturellen Belange und auch der Belange des Immissionsschut­
zes, wird zusätzlich zur Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" 
(ehemaliger Gartenmöbelmarkt) ein städtebaulicher Vertrag geschlossen. Dieser liegt zur nä­
heren Erläuterung der Regelungen zwischen der Gemeinde und dem Träger des Vorhabens 
als Anlage dieser Begründung bei. 

Entsprechend des städtebaulichen Vertrages ist der historische Gebäudeteil zu erhalten. Zu 
erhalten sind im Besonderen: 

o die Südwest Fassade des Gebäudes - Ansicht von der Hauptstraße 

o der Hofplatz 

o das integrierte Landhauscafe 
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Der Vorhabenträger und seine Nachfolger verpflichten sich, den historischen Gebäudeteil in 
seiner Eigenart und seinem Erscheinungsbild durch Sanierungs-, Reparatur- und Pflegemaß­
nahmen zu erhalten. 

Sollten Änderungen (Umbau- und/oder Abbruchmaßnahmen, Nutzungsänderung der vom 
Cafe genutzten Räume sowie Neubauten) an/in diesem historischen Gebäudeteil erforderlich 
werden oder ist die Erhaltung aus wirtschaftlichen und städtebaulichen Aspekten nicht mehr 
sinnvoll und/oder zeitgemäß, verpflichtet sich der Vorhabenträger vor Abbruch des histori­
schen Gebäudeteils und vor einer Nutzungsänderung des integrierten Cafes die Entwürfe mit 
der Gemeinde abzustimmen. Weiterführende Regelungen sind dem städtebaulichen Vertrag 
zu entnehmen. 

Nutzungskonzept 

Folgende Situation ist aktuell vor Ort gegeben: 

Der Gebäudekomplex an der Hauptstraße Nr. 32 besteht aktuell aus einem ehemaligen Bau­
ernhause, einem Zwischenbau und einer verbundenen Ausstellungshalle mit Lagerräumen. 
Die jeweilige zuvor ausgeübte Nutzung ist der nachfolgenden Abbildung 8a zu entnehmen. 

J! 

Grumlr!SS EG Bestand Grurdrlss OG Bestand 

Folgendes Konzept soll mit dem Gebäudekomplex umgesetzt werden: 

Vorderhaus und Zwischenbau 

- Das im vorderen historischen rechten Teil des 
ehemaligen Bauernhauses befindliche Landhaus 
Cafe und die Betreiberwohnung sollen weiter als 
solches betrieben werden, um die charakteristi­
sche Wasbeker Dorfmitte zu erhalten und langfris­
tig zu schützen. 

- Die im vorderen linken Teil, ehemals als Land­
hausboutique und für den Verkauf von Gartenmö­
beln betriebene Teil, soll zukünftig gewerblich ver­
mietet werden. 
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- Durch die Größe der Einheit im linken Bereich ist eine Vermietung des Erdgeschosses zu­
sammen mit dem Obergeschoss unter Umständen nicht realisierbar. 

Vor diesem Hintergrund soll die Option möglich sein (vgl. nachfolgende Abb. Be), das Ober­
geschoss zu maximal 6 Wohnungen auszubauen, der Zugang würde dann über einen Lau­
bengang von der rückwärtigen Gebäudeseite erfolgen. 

1 j J~n~•·.-j 

11 1 l H 1 

l';ILF -·-- _; 

Grun:friss 1-G V<ri:ml~ t-rrn_1~ / Gn.ndri'>.~ OG Yor1cmlP. ~mgP. 'l Abb. Sc 

Der Wasserbehälter für die in der Lagerhalle früher erforderliche Springleranlage wird ab­
gerissen und somit im Innenhof Platz geschaffen, dann auch für Pkw-Plätze zugunsten der 
neu zu schaffenden Wohnungen. 

Lagergebäude 

- Das an das ehern. Bauernhaus angebaute 2-geschossige Lager, das zur Ausstellung und 
Lager für Gartenmöbel diente, soll in einem Selbstlagerkonzept unter Nutzung des Stützen­
systems in kleine Lagerräume aufgeteilt (vgl. auch Abb. 4i) und dann individuell vermietet 
werden. 

- Vorbild für die Gestaltung und Nutzung der „seif storage" Lagerräume sind professionelle 
Anbieter wie shurgard oder myplace.de 

- Die Anmutung und Aufmachung des Lagers wird modern und professionell gestaltet. 

- Die Betreuung der Anlage erfolgt durch den Träger des Vorhabens vor Ort. 

- In den Lagerräumen sollen im Wesentlichen Gegenstände gelagert werden, die üblicher-
weise in privaten Kellern oder Ähnlichem eingelagert wurden. 

• Das Einlagern von explosiven, entflammbaren, giftigen, ätzenden, umweltgefährdenden, 
chemischen und anderweitig gefährlichen Stoffen wird laut AGB im Mietvertrag explizit zur 
Einlagerung verboten werden. 

- Die Lagerflächen werden voraussichtlich beheizt und belüftet sein. 
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- Lagergrößen werden ca. zwischen 5 - 30 m2 gebaut werden. 

- Der Zugang zum Lager, im Norden des Gebäudekomplexes, wie zuvor auch, wird elektro-
nisch gesteuert. 

- Öffnungszeiten werden begrenzt auf einen Zeitraum voraussichtlich zwischen 7:00 Uhr und 
20:00 Uhr, jedenfalls außerhalb des Nachtzeitraums (nach TA Lärm) 

6. Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB) 

Art der baulichen Nutzung: 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB) 

Die zur Umnutzung vorgesehene Bestandsimmobilie an der Hauptstraße Nr. 32 wird nach der 
besonderen Art ihrer Nutzung als Mischgebiet (MI) festgesetzt (vgl. nachfolgende Abb. 9). 

In einem Mischgebiet ist weder der Wohn- noch der gewerblichen Nutzung ein Vorrang einzu­
räumen. Sie gelten als gleichwertige Hauptnutzungen, von denen nicht eine Hauptnutzung 
optisch eindeutig dominieren darf. 

Die örtliche Umgebung, in die das Mischgebiet hineingeplant wird, entspricht dem Gebietsch­
arakter eines Dorfgebietes in der folgende Nutzungen vorhanden sind: Meierei, landwirtschaft­
licher Betrieb mit Güllebehälter, Gemeindezentrum, Kindergarten, Schule, Sporthalle, Sport­
platz, Spielplatz, Arztpraxis und Wohnhäuser. Die Gemeinde verfolgt innerhalb des Plangel­
tungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 nicht das Ziel, landwirtschaftliche 
Betriebe anzusiedeln. Deshalb wird ein Mischgebiet festgesetzt. 

Um die Eigenart des Gebietes zukünftig zu bestimmen, sollten die Teilgebiete des Ursprungs­
Bebauungsplanes Nr. 8, Teilgebiete MI 4 und MI 6, sowie die örtliche Umgebung mit in die 
Bestimmung der Eigenart einbezogen werden. 

Zur Wahrung und zum Schutz der vorhandenen Siedlungsstruktur und zur Sicherung einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung innerhalb des Plangebiets werden für das Mischge­
biet (MI) Einschränkungen der allgemein bzw. der ausnahmsweise zulässigen Nutzung textlich 
festgesetzt. 

Danach sind Vergnügungsstätten (wie z. B. Tanzpaläste, Diskotheken, Bars, Spielhallen, 
Wettbüros, Entertainment- Center) im Sinne des§ 4a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen des Gebietes, 
die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind und außerhalb der zuvor bezeich­
neten Teilen des Gebietes innerhalb des festgesetzten Mischgebietes entsprechend den textli­
chen Festsetzungen (Teil B) unzulässig. 

In dem festgesetzten Mischgebiet (MI) sind folgende Arten, die nach§ 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 
allgemein zulässig sind, unzulässig und sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes: 

- Prostitutionsgewerbe, 

- Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Produktionen, Darstellungen, Handlun-
gen und / oder Verkaufsartikel mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, 

- Tierzuchtbetriebe, 

- Speditionen, Fuhrunternehmen, 

Lagerhaltung und Lagerplätze außerhalb von Gebäuden. 

„Gesamtabwägungu 
„Satzungsbeschluss /Bekanntmachung" 
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„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

Mit den verbleibenden allgemein zulässigen Nutzungen, die entsprechend den zukünftigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist das Kriterium der Gebietswah­
rung gegeben. Es werden seitens der Gemeinde Wasbek nur die Nutzungen ausgeschlossen, 
die allgemein und auch ausnahmsweise innerhalb des Mischgebiets nicht orts- bzw. nutzungs­
verträglich sind. 

GRZ= 
0,45 

MI 

a 

WH max. FH max. 
8,0m 10,0m 

so 
gene,gte Dlcher > 15" 

Abb. 9a 

ribi 
L--.1 

475 

Auszug aus der Planzeichnung zur Satzung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 
(Planungsstand vom 16.08.2021 - Satzung - Plan 2.0 

gern. Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.08.2021 zum Satzungsbeschluss) 

„Gesamtabwägung" 
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„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB 

Maß der baulichen Nutzung: 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

„Satzung" 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Festsetzung der höchstzulässigen Grundfläche 
(GR max.) in Abhängigkeit zur Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche und durch 
die Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse sowie der Verkehrsflächen nach§ 30 Abs. 1 
BauGB qualifiziert bestimmt. 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind, ausgehend von der baulichen und 
nutzungsbezogenen Bestandssituation, auf das notwendige Maß beschränkt worden, mit dem 
der Gebäudeerhalt und die Umnutzung erreicht werden kann, wobei der bauliche Bestand in 
Verbindung mit dem zur Verfügung stehenden Grundstücksflächen rahmengebend für die Pla­
nung sind. 

In die Satzung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 wird eine Festsetzung dahinge­
hend aufgenommen, wonach 

o die maximale zulässige Grundflächenzahl von 0,45 entsprechend § 19 Abs. 4 Satz 3 
BauNVO durch Anrechnung der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis 
zu einer Gesamt-GRZ von höchstens 0,8 überschritten werden darf. Dieses schließt alle 
Hauptanlagen, einschließlich Terrassen, baulichen Nebenanlagen, Stellplätze, Zufahrten 
usw. ein. Weitere Überschreitungen sollen in bestimmten Einzelfällen ausnahmsweise zu­
lässig sein. 

Mit dieser Ausnahme soll speziell der Fort- und Umnutzung des Gebäudebestands Rech­
nung getragen werden. Bei Abriss und Neubau soll der auf der Grundlage der Sonderge­
bietsfestsetzung entstandene Versieglungsgrad jedoch nicht weiter verfestigt werden. 

Somit ergibt sich ein kompaktes Vorhaben, insbesondere unter Berücksichtigung eines 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, dass somit den Vorgaben aus dem Bundes­
bodenschutzgesetztes und des Baugesetzbuches [.„ „dabei sind zur Verringerung der zu­
sätzlichen Inanspruchnahme von Flächen far bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Ent­
wicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdich­
tung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen" .... ] in angemessener Form 
Rechnung trägt. 

Überbaubare Flächen: 
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO) 

In die Satzung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 werden zwei Ausnahmen dahin­
gehend aufgenommen, wonach 

o die Baugrenzen ausnahmsweise für untergeordnete Bauteile, wie Vordach, Wetterschutz, 
Windfang, Erker , usw. in einer Tiefe von 1,0 m und einer Breite von 5,0 m überschritten 
werden dürfen und 

o die nach der Landesbauordnung des Landes Schleswig-Holstein (in der aktuellen Fas­
sung) notwendigen Treppenanlagen sowie Terrassen, die mit den Hauptanlagen baulich 
oder funktional verbunden sind, sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä­
chen zulässig. 

Hierzu gehört auch die vorhandene Terrasse des Landhaus Cafes als bauliche Anlage, die 
ebenso im direkten funktionalen Zusammenhang mit dem Hauptbaukörper steht. 

Dies sichert einen hinreichenden Bestandsschutz der heutigen baulichen und nutzungsbezo­
genen Anlagen und zugleich auch für die Zukunft eine angemessene Flexibilität bei der Um­
nutzung des Bestandsgebäudekomplexes sowie ggf. bei einer Neubebauung. 

„Gesamtabwägung" 
„Satzungsbeschluss /Bekanntmachung" 
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Grundfläche für Stellplätze. Carports und Tiefgarage 
mit deren Zufahrten und Nebenanlagen: 
(nach§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) 

„Satzung" 

Entsprechend der abschließenden Beschlussfassung der Gemeindevertretung zur Satzung 

o darf die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,45 abweichend von der in Bezug auf die 
höchstzulässige Grundfläche für bauliche Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO gel­
tenden 50%-Regelung bis zu einer Grundflächenzahl von maximal 0,8 durch Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des§ 14 BauNVO sowie bauli­
chen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, überschritten werden. 

Im Einzelfall kann eine Ausnahme von der Einhaltung der vorangestellten Grundflächen­
zahl von 0,8 gemacht werden: 

1. bei Überschreitungen mit geringfügigen Auswirkungen auf die natürlichen Funktionen 
des Bodens oder 

2. wenn die Einhaltung der Festsetzung zu einer wesentlichen Erschwerung der zweck-
entsprechenden Grundstücksnutzung führen würde. 

Unter Nr. 1 sind Überschreitungen durch baulichen Anlagen gemeint, die nicht den Boden 
versiegeln, sondern das Oberflächenwasser einsickern lassen, das heißt, die die natürliche 
Funktion des Bodens nur unwesentlich beeinträchtigen, z.B. Stellplätze mit einer wasserge­
bundenen Befestigung oder einer Befestigung mit großem Fugenanteil. 

Unter Nr. 2 kommen Ausnahmen in Betracht, wenn die Einhaltung der zulässigen Grundflä­
chenzahl zu einer wesentlichen Erschwerung der zweckentsprechenden Grundstücksnutzung 
führen würde. 

Hierzu wird folgendes Beispiel genannt: 

Die Stellplätze auf den im B-Plan festgesetzten Gemeinschaftsanlagen reichen nicht zur Un­
terbringung der notwendigen Stellplätze aus und es müssen zusätzlich notwendige Stellplätze 
über längere Zufahrtswege, aufgrund der baulichen Bestandsituation und zur Freihaltung von 
wertvollen Flächen im vorderen Grundstücksbereich für Freisitze oder Terrassen von Schank­
und Speisewirtschaften, im rückwärtigen Grundstücksbereich (östliche Seite) geschaffen wer­
den. Die durch diese Überschreitungen verursachten zusätzlichen Bodenversiegelungen sind 
soweit wie möglich durch geeignete Maßnahmen zu minimieren. Auf die Ausführungen unter 
„Maß der baulichen Nutzung" wird verwiesen. 

Höhe baulicher Anlagen: 
(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) 

Aufgrund der innerörtlichen Lage 
des Plangebiets und der umge­
benden Bestandssituation wird 
die Begrenzung der Höhe bauli­
cher Anlagen durch die Festset­
zung zur Anzahl der Vollge­
schosse festgesetzt. 

Zudem wird unter Berücksichti­
gung des baulichen Bestandes 
und auch in Anpassung an die 

„Gesamtabwägung" 
„Satzungsbeschluss / Bekanntmachung" 
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2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Ortsmitte" mit einer 

21. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 

ßebauungsp/an der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

umgebende Bebauung die Höhe baulicher Anlagen durch maximal zulässige First- und Wand­
höhen festgesetzt. Für den bestehenden Gebäudekomplex innerhalb des Plangebiets wird der 
untere Höhenbezugspunkt auf 18,90 m über NHN festgesetzt. 

Bauweise: 
(§ 22 Abs. 2 und 4 BauNVO) 

Für den innerhalb des Plangebiets vorhandenen und umzunutzenden Gebäudekomplex und 
für die mögliche spätere Entwicklung des Plangebiets ist eine von der offenen Bauweise ab­
weichende > a < Bauweise festgesetzt, in der Gebäude als Einzelhäuser, Doppelhäuser oder 
Hausgruppen zulässig sind. Die Länge von Wohngebäuden in Einzel- oder Doppelhausbau­
weise sowie in Form von Hausgruppen darf 30 m nicht überschreiten. 

Alle anderen Hauptgebäude sind in offener Bauweise mit Gebäudelängen über 50 m zulässig. 
Die Begrenzung der Gebäudelänge erfolgt durch die festgesetzte überbaubare Fläche. 

Örtliche Bauvorschriften: 
(§ 84 LBO) 

Für die vorhandene Bebauung werden örtliche Bauvorschriften in Bezug auf die äußere Ge­
stalt baulicher Anlagen gemäß§ 84 Landesbauordnung (LBO) textlich nur insoweit festgesetzt, 
wie sie zum Erhalt und zur Gestaltung des Ortsbildes erforderlich sind. 

Dieses betrifft insbesondere die Größe, Art und Anzahl der Werbeanlagen sowie die Gliede­
rungselemente aufgrund der Länge der zulässigen Gebäude, Begrünung der Fassaden und 
die Festlegung der Farben der Dacheindeckung bzw. auch der Gründächer, wobei Lichtkup­
peln nicht den Regelungen der Dacheindeckungen unterliegen. 

Stellplatzanlagen sollen grundsätzlich begrünt werden. Dazu gehören auch Stellplatzanlagen, 
die ggf. neu errichtet werden. Deshalb ist je 8 Stellplätze ein Baum zu pflanzen. Bestehende 
Bäume innerhalb der bestehenden Stellplatzanlagen können angerechnet werden. Ein Teil 
des Baumbestandes wird nicht, um Gestaltungsmöglichkeiten einzuräumen, als zu erhalten 
festgesetzt. Bäume, die aufgrund ihrer Größe und ihrer Lage im Bereich der öffentlichen Stra­
ßenräume ortsbildprägend sind, werden jedoch als zu erhaltend festgesetzt und müssen bei 
Abgang ersetzt werden. 

7. Grünordnerische und artenschutzfachliche Belange 
(§§ 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 BauGB i.V.m. § 13a BauGB) 

Mit Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 der Gemeinde Wasbek ist eine 
Inanspruchnahme von bisher nicht bebauten bzw. nicht baulich geprägten Flächen im Außen­
bereich nicht verbunden. 

Da die innerhalb des Plangeltungsbereiches von der Überplanung betroffenen Grundstücks­
flächen überwiegend bebaut oder versiegelt sind und zudem sich die Planung auf eine Ände­
rung der Nutzung in den vorhandenen Gebäuden beschränkt bei Fortbestehen der vorhande­
nen Zufahrten und Stellplatzanlagen, handelt sich um Flächen des Innenbereiches. 

Dementsprechend ergeben sich aufgrund der baulichen Prägung des Gebietes unter Anwen­
dung des § 13a BauGB G,Bebauungsplan der Innenentwicklung") keine „naturschutzrechtli­
chen" Eingriffe in Natur und Landschaft, so dass keine Kompensationsmaßnahmen hierfür 
erforderlich werden bzw. nach dem allgemeinen Städtebaurecht (BauGB) begründet sind. 

"Gesamtabwägung" 
„Satzungsbeschluss / Bekanntmachung" 
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„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten als im 
Sinne des § 1 a Absatz 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs­
sig. 

Davon ausgenommen sind die artenschutzfachlichen und -rechtlichen Belange nach dem 
BNatSchG, die in der Bauleitplanung grundsätzlich zu berücksichtigen sind. Insbesondere ist 
zu klären und darzulegen, ob und ggf. in welchem Maße geschützte Biotope nach § 30 BNat­
SchG bzw. geschützte Landschaftselemente nach§ 21 LNatSchG durch die Planung betroffen 
sind oder sein könnten. 

Entsprechend dem Vorangestellten ist aufgrund der Planaufstellung nach § 13a BauGB ein 
Umweltbericht nicht erforderlich. 

Folge dieser Bauleitplanung wird jedoch ein Umbau von Teilen des bestehenden Gebäude­
komplexes sein, denn das bisherige Sonstige Sondergebiet „Großflächige Handelseinrichtun­
gen" (=> Teilgebiet 5 des Ursprungs-Bebauungsplanes Nr. 8) mit der untergeordneten Zube­
hörnutzung „Gastronomie I Wohnung" wird künftig als Lagerhallenbereich ('=> im nördlichen 
Teil) sowie für gewerbliche Nutzungen oder auch Wohnnutzungen sowie ein Cafe als unter­
geordnete Gastronomie (c::> mittlerer und südlicher Teil) genutzt werden. 

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 8 (aus dem Jahre 1998) beinhaltet, zusammengestellt 
in der nachfolgenden Übersicht, folgende Darstellungen mit landschaftsplanerisch bzw. grün­
ordnerisch relevanten Inhalten für das hier zur Überplanung anstehende Teilgebiet 5. 

Ein Abgleich mit der heute vorzufindenden Situation zeigt, dass nicht alle Vorgaben des Be­
bauungsplanes in den zurückliegenden Jahrzehnten umgesetzt worden sind oder nicht mehr 
zu erkennen sind bzw. aufgrund anderer Umstände anders umgesetzt worden sind. 

(Quelle: Gemeinde Wasbek) 

„Gesamtabwägung" 
„Satzungsbeschluss /Bekanntmachung" 

- im Süden in Nähe zur Straße 2 große 
Bäume mit einem Erhaltungsgebot 
(Bäume sind vorhanden) 

2 zu pflanzende Bäume östlich im An­
schluss zu den vorgenannten parallel zur 
Hauptstraße 
(Bäume sind nicht vorhanden) 

- 2 kleinere Bäume mit einem Erhaltungs­
gebot nah der Gebäudesüdseite 
(Bäume sind vorhanden) 

- 4 zu pflanzende Bäume südlich des Ge­
bäudekomplexes 
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10 zu pflanzende Bäume im Bereich der 
Stellplatzanlage im Nordwesten des Teil­
gebiets 
(5 der Bäume sind vorhanden) 

Hecke entlang der nördlichen Seite des 
Teilgebiets 5 
(Mauer zur besseren Abschirmung ge­
genüber der damaligen Anlieferungszone 
anstatt der Hecke vorhanden) 
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„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB 

Ziffer 5 der textlichen Festsetzung beinhaltet folgende Aussagen: 

5. Bäwae und Sträucher (5 9 Al>s.1 Nr.2sa u. 25b BauGB) 

(1) In allen Tei~qebieten sind Biwae mit einem stamm: 
Ullfanq von 30 ea, gemessen in 1,00 m Höhe, U!ld 
mebrstämmige BäUllie mit einem stammwafanq von zusam­
men •o ca, gemessen ~n 1,00 m Höhe dauerhaft zu er­
halten. Ausnahmen hiervon können zugelassen verden 
wenn die bauliche Nutzunq di.e Beseitigunq von Bäum~n 
erfordert oder Bäume die zulässige Nutzung der Grund­
stücke unzwaut!:lar beeinträchtigen. Abqinqe sind im 
Verhältnis 1 : 2 nachzuptlanzen. · 

(2) ber wurzel- und Lebensraum der zur Erbal~ung fest­
gesetzten Bä.U111e, Hecken und Gehölze darf entspre­
chend DIN 18 920 hÖhelllll&4iq und in seiner Boden­
gestalt nicht verändert werden. 

(3) "zu pflanzende Bäume sind als heimische, standortqe-
rechte Laubbäume zu pflanzen. · 

(4) Je angefangene soo ma Grundstücksfläche ist minde­
stens l Solitärlaubqehölz mit einer Pflanzqröße von 
aind. 14 - 16 cm Stammumfanq in 3 x verpflanzter 
Baumschulqualität zu pflanzen und dauerhaft zu er­
halten. Vorhandene GroB~äwue werden angerechnet. 

(5) Au~ den Stellplätzen ist Sicker- oder Rasentuqen­
pflaster zu verwenden. 

(Quelle: Gemeinde Wasbek) 

„Satzung" 

o Die beiden mächtigen Linden am Eingang des heutigen Landhaus Cafes sind so mäch­
tig und prägend für den gesamten Bereich des ehern. Bauernhauses, dass die beiden 
südlich davon innerhalb einer Stellplatzanlage zu pflanzenden Bäume keine sinnvolle 
Ergänzung hierzu dargestellt hätten. Zudem ist die Stellplatzanlage so umgesetzt wor­
den, dass vor und seitlich des Cafes schöne Freiräume entstanden sind. 

o Die beiden Baumpflanzungen an der Hauptstraße wurden nicht gepflanzt. Die Gestal­
tung beiderseits der Hauptstraße hat die Gemeinde im Zuge eines Umbaus anders 
gelöst. 

o Die Begrünung von den Park- und Stellplatzanlagen an der Lindenstraße sowie an der 
Hauptstraße wird unter Berücksichtigung der Bestandssituation in der Form ergänzt, 
dass pro 8 Stellplätze ein Baum in die Stellplatzanlage zu integrieren ist. Der Baumbe­
stand, der bereits im Bereich der Stellplätze angepflanzt wurde und zur Gliederung und 
Begrünung der Stellplatzflächen dient, kann hierauf angerechnet werden. Der Baum­
bestand im Bereich der Parkplätze wird als zu erhaltend festgesetzt. Ein fehlender 
Baum in der Mitte wird durch die Festsetzung eines entsprechenden Anpflanzgebotes 
ergänzt. 
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„Bebauungsplan der Innenentwicklung" nach § 13a BauGB „Satzung" 

Vorhandene Biotoptypen 2020 

Das Plangebiet wurde am 13.08.2020 durch das Büro Günther & Pollok Landschaftsplanung, 
Itzehoe, in Hinblick auf die vorkommenden Biotoptypen und Baumbestände kartiert. 

„Gesamtabwägung" 
„Satzungsbeschluss /Bekanntmachung" 

Gärtnerisch gestaltete Flächen im südlichen 
und südöstlichen Bereich vor allem zwi­
schen dem Gebäude und der Hauptstraße: 

Es handelt sich um Rasenflächen und Zier­
gehölzpflanzungen, die auch in Zusammen­
hang mit dem bestehenden Cafe als Außen­
bereich genutzt werden; eine kleine Spiel­
platzecke ist vorhanden. 

Einige Großbäume stehen in dem Bereich 
(s. u.). 

Gestaltete Ziergehölzpflanzungen und Ra­
batten im Bereich der Park- und Stellplatz­
anlage an der Lindenstraße bestehen vor al­
lem westlich des Bestandsgebäudes. 

Einige Bäume sind in den Beeten gepflanzt 
worden. 

Das Bestandsgebäude ist von außen be­
trachtet 3-geteilt: 

im Süden ein älterer Gebäudeteil mit Cafe 
und Wohnung, auch ein Teil des bisherigen 
Einzelhandels befand sich hier. 

Nach Norden daran anschließend ein älterer 
(in der Mitte gelegener) Gebäudeteil, der 
bisher durch den Einzelhandel genutzt 
wurde 

Im Norden wurde ein neuerer Gewerbehal­
lenteil angefügt. 

Entlang der westlichen Seite verbindet ein 
wintergartenartiger Glasvorbau die 3 ge­
nannten Gebäudeteile. 

östlich des Gebäudekomplexes ist ein run­
der Löschwassertank vorhanden. 
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Stellplätze befinden sich zum einen im Süd­
westen des Plangebiets (Foto links, oben) 

. . . und zum anderen westlich des neueren 
Gebäudeteils (Foto links, unten). 

Es sind folgende Großbäume vorhanden: 

- 1 Linde Stamm0 0,8 m westlich der Zu­
fahrt von der Hauptstraße 
=> Erhaltungsgebot gern. des 

Ursprungs-Bebauungsplanes 

- 1 Esche Stamm0 0,8m östlich der Zu­
fahrt von der Hauptstraße 

=> Erhaltungsgebot gern. des 
Ursprungs-Bebauungsplanes 

Der Baum weist eine schüttere Krone 
mit vielen abgestorbenen oder ge­
schwächten Ästen auf; es wird vermu­
tet, dass dieses Eschentriebsterben auf 
einen 
Befall mit dem Schlauchpilz Hymeno­
scyphus pseudoa/bidus beruht 

- 2 Linden mit je Stamm0 0,8 m vor der 
Südseite des Gebäudes beim Cafe 
=>Erhaltungsgebot gern. des 

Ursprungs-Bebauungsplanes 

5 Ahorne mit je Stamm0 0,2 bis 0,25 m 
in Grünstreifen und am Rand der Stell­
platzanlage westlich des Gebäudes I im 
Nordwesten des Plangebiets 
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=> Pflanzgebot gern. des Ursprungs­
Bebauungsplanes 

- 1 Blautanne Stamm0 0,5 m nahe der 
südöstlichen Ecke des Plangebiets am 
Spielbereich 

Entsprechend des oben Gesagten sind keine bewertungsrelevanten Änderungen der Ge­
bäude, der Zufahrten und der Funktionsflächen geplant. Durch die angestrebte Änderung der 
Nutzung vom „Einzelhandel" (SO-Gebiet) zur Nutzung als Lagerhalle (MI-Gebiet) wird es zwar 
Umbauten innerhalb des Gebäudes geben, aber eine Änderung der betroffenen Flächen wird 
nicht verursacht; somit ist keine Änderung der Biotoptypen geplant bzw. infolge der Planung 
zu erwarten. 

In diesem Planungsfall sind daher die o. g. Bäume mit einem Erhaltungsgebot auch weiterhin 
zu beachten. Auch die gepflanzten 5 Bäume sollen erhalten und sinnvoll ergänzt werden. 

Die weiteren Pflanzgebote für Bäume und eine Hecke im Norden sind aus gestalterischen 
Gründen vorgesehen gewesen, allerdings nicht umgesetzt worden. 

Prüfung artenschutzrechtlicher Belange: 
Die Belange des Artenschutzes gemäß BNatSchG werden wie folgt in die Planung eingestellt: 

Bewuchs / Pflanzenvorkommen: 

Es ist aufgrund der biogeografischen Region, der im Plangebiet vorkommenden Biotoptypen 
in Verbindung mit der baulichen Prägung und der Bodenverhältnisse nicht zu erwarten, dass 
in dem Gebiet artenschutzrechtlich prüfungsrelevante Pflanzenarten vorkommen könnten. 
Während der Ortsbegehung wurden keine geeigneten Standorte festgestellt. Daher ist eine 
Verletzung der Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG nicht zu erwarten. Auch 
vom LLUR wurden in Zusammenhang mit anderen nah gelegenen Planungen für das hier zur 
Rede stehende Gebiet keine besonderen Pflanzenvorkommen mitgeteilt. 

Tiervorkommen: 

Als faunistische Potenzialabschätzung sind folgende potenzielle Vorkommen streng geschütz­
ter Arten festzuhalten und im Rahmen der Planung entsprechend eines Bestands zu berück­
sichtigen: 

o Fledermäuse können Sommerquartiere in den Altbau-Bestandsgebäuden und auch in Ge­
bäuden auf angrenzenden Grundstücken auch hinter Fassadenverkleidungen und in klei­
nen Spaltenlebensräumen nutzen. Für den Neubauteil des bisherigen Einzelhandels ist 
jedoch ein Fledermausquartier nicht anzunehmen, da die Dachpartien und hier insbeson­
dere alle Übergänge der Wände und Dachteile dicht verschlossen sind. 

In den 4 Altbäumen südlichen des ehern. Bauernhauses können Höhlen und Spalten zu­
mindest während des Sommers von Fledermäusen aufgesucht werden. 
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Es ist für Fledermäuse typisch, dass sie ihre Quartiere während des Sommers mehrfach 
wechseln, so dass Vorkommensnachweise ggf. schwierig zu führen sind. 

Als innerörtliches Nahrungsrevier eignet sich nur der strukturreichere Teil südlich des 
ehern. Bauernhauses mit den verschiedenen Gehölzen und den dazwischen liegenden 
„Kesseln", in denen ruhigere Windverhältnisse herrschen und sich vermehrt Insekten auf­
halten können. 

Gebäudewestseite: die neue weiße Halle ... der entsprechende Bereich der Gebäu­
(links im Bild) weist kein Potenzial für Fle- deostseite. 
dermausquartiere auf, die roten Ziegelge-
bäude (rechts im Bild) schon. 

o An Gebäuden und in den Gehölzen aller Art (auch innerhalb des Plangebiets) können wäh­
rend des Sommerhalbjahres verschiedene Brutvögel vorkommen, die die vorhandenen 
Habitatstrukturen annehmen könnten. 

Typische Arten sind u. a. Amsel (Turdus merula), Singdrossel (Turdus philomelos), Zilpzalp 
(Phylloscopus collybita}, Grünling (Chloris chloris), Zaunkönig (Troglodytes troglodytes), 
Elster (Pica pica), Haussperling (Passer domesticus) und Buchfink (Fringilla coelebs). 

Großbäume ab ca. 0,4 m Stammdurchmesser könnten kleine Höhlungen aufweisen, die 
von Arten wie Kohlmeise (Parus major) oder Blaumeise (Parus caeruleus) angenommen 
werden. 

Brutvögel an Gebäuden wie z. B. Rauchschwalbe (Hirundo rustica) oder Mehlschwalbe 
(Delichon urbica) haben im Plangebiet keine Nistplätze; erkennbare Reste von Nestbauten 
an der nördlichen Gebäudeseite sind alt und gehören zu keinen aktuellen Brutplätzen. 

Vorkommen von (standortgebundenen) Großvögeln, großen Höhlenbrütern und Kolonie­
brütern sind hingegen bisher nicht ermittelt worden und auch nicht anzunehmen. 

Aufgrund der Ausprägung der vorhandenen Strukturen, des hohen Störpotenzials und der 
intensiven Nutzungsformen, der nah gelegenen Straßen sowie der insgesamt bestehen 
Lage innerhalb der Ortschaft sind Vorkommen von Offenlandvögeln und auch von stö­
rungsempfindlichen Arten nicht bekannt und auch nicht zu erwarten. 

o Das Vorkommen der Haselmaus in Hecken und Gebüschen kann aufgrund der inner-örtli­
chen Lage und der bestehenden nicht geeigneten Habitatstrukturen ausgeschlossen wer­
den. Auch eine gezielte Suche nach Kobeln und arttypischen Fraßspuren verlief mit nega­
tivem Befund. 

o Aufgrund der Geländestruktur, der vorkommenden Biotoptypen und der innerörtlichen 
Lage ist nicht damit zu rechnen, dass weitere relevante Tierarten zu erwarten sind, denn 
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die geplante Umnutzung bestehender Gebäude wird keine naturnahen Bereiche betreffen. 
Die vorhandenen Großbäume werden erhalten, größere Gehölzflächen, offene Wiesen, 
Trockenbiotope, Feuchtbiotope und Gewässer sind nicht vorhanden. 

Hinsichtlich der durchzuführenden artenschutzrechtlichen Prüfung ist zu bewerten bzw. die 
Frage zu beantworten, ob Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäische Vo­
gelarten betroffen sein können. Bei sinngemäßer Anwendung der Anlage 1 der Unterlage „Be­
achtung des Artenschutzes bei der Planfeststellung" (LBV-SH 2016) ergibt sich nachfolgende 
Zusammenstellung: 

Artengruppe Arten des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie 
oder europäische 
Vogelarten betroffen? 

Amphibien Nein 

Vögel Ja 

Nein 

Reptilien Nein 

Säugetiere - Ja 
Fieder-
mäuse 

Nein 

„Gesamtabwägung" 
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Anmerkungen und Hinweise 
Resümee: 
werden die Zugriffsverbote gemäß 
§ 44 BNatSchG verletzt? 

Es sind im Plangebiet keine Stillgewässer oder anderen 
Feuchtlebensräume als potenzielle Habitate vorhanden. 
Aufgrund der innerörtlichen Lage ist auszuschließen, dass 
hier eine bedeutende Wanderroute für Amphibien beste-
hen könnte. 
Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein. Ein 
Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird daher nicht 
vorliegen. 

Ja gilt hinsichtlich des potenziellen Vorkommens von Vö-
geln in Einzelgehölzen oder im / am Bestandsgebäude im 
Plangebiet. 

Nein gilt bei Beachtung von Ausführungsfristen für Arbei-
ten an potenziellen und realen Brutplätzen in Gehölzen 
und am Gebäude, denn dort können Brutplätze bestehen. 

Es sind Maßnahmen und Fristen zu beachten, um erhebli-
ehe Beeinträchtigungen der Artengruppe durch Brutplatz-
verluste /Tötungen zu vermeiden. 

Es sind keine realen oder potenziellen Vorkommen anzu-
nehmen. 

Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein. Ein 
Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird daher nicht 
vorliegen. 

Ja gilt hinsichtlich des nicht vollständig auszuschließen-
den Vorkommens von Fledermäusen in Spaltenräumen im 
Altbauteil des Bestandsgebäudes - insbesondere von 
Zwergfledermaus und Breitflügelfledermaus. Auch Alt-
bäume können Quartiere aufweisen. Winterquartiere kön-
nen nicht ausgeschlossen werden. 

Nein gilt hinsichtlich einer erheblichen Betroffenheit, wenn 
bauliche Maßnahmen sich auf den nördlichen neueren 
Hallenteil beschränken. Ansonsten sind in Zusammenhang 
mit der baulichen Umbaumaßnahme zeitnahe Überprüfun-
gen und Fristen der Bauausführung zu beachten. 

Altbäume werden aufgrund der Planung nicht betroffen 
sein. Bezüglich des Nahrungsreviers werden keine erhebli-
chen Veränderungen auftreten, da die potentiell vorkam-
menden Arten auch im Siedlungsbereich jagen. 
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Artengruppe Arten des Anhangs IV Anmerkungen und Hinweise 
der FFH-Richtlinie Resümee: 
oder europäische werden die Zugriffsverbote gemäß 
Vogelarten betroffen? § 44 BNatSchG verletzt? 

Säugetiere Nein Es bestehen entweder keine geeigneten Habitatstrukturen 
- sonstige oder das Plangebiet liegt nicht im bekannten Verbreitungs-

gebiet (Haselmaus, Fischotter, Biber). 

Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein. Ein 
Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird daher nicht 
vorliegen. 

Fische und Nein Es sind im Plangebiet keine Gewässer vorhanden. Diese 
Neunaugen Artengruppe kann nicht erheblich betroffen sein. Ein Ver-

botstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird daher nicht 
vorliegen. 

Libellen Nein Im Plangebiet sind keine Habitate für die bewertungsrele-
vanten Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie vorhan-
den, so dass kein Verbotstatbestand gemäß§ 44 
BNatSchG vorliegen wird. 

Käfer Nein Es sind keine geeigneten Gewässerhabitate vorhanden 
und keine Altbäume vom Eingriff betroffen, so dass keine 
Beeinträchtigungen für die 3 Arten Eremit, Heldbock und 
Breitflügeltauchkäfer erfolgen. 

Ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG wird daher 
nicht vorliegen. 

Weichtiere Nein Es sind im Plangebiet keine geeigneten Gewässer oder 
anderen Feuchtlebensräume vorhanden, so dass kein Ver-
botstatbestand gemäß § 44 BNatSchG vorliegen wird. 

Gemäß§ 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh­
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 
erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar­
ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. [. „] (Zugriffsverbote). 

Umzusetzende Maßnahmen zur Vermeidung von Verletzungen 
der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 
Alle Arbeiten an Gehölzen mit Ausnahme des gärtnerisch begründeten jährlichen Zuwachs­
rückschnitts dürfen gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außerhalb der Schonzeit, d. h. nur zwi­
schen dem 01.10. und dem letzten Tag des Februars ausgeführt werden. Abweichungen von 
dem genannten Zeitraum bedürfen der Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde. 
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Umbau und Abbrucharbeiten an Bestandsgebäuden sind im Zeitraum zwischen dem 01. März 
und dem 30. September nur zulässig, wenn hierdurch keine Brut- oder Aufzuchtstätten von 
Vögeln beeinträchtigt werden. 

Außerhalb des Schutzzeitraumes ist davon auszugehen, dass hier gemäß § 44 BNatSchG 
keine Fortpflanzungs-, Aufzucht- und Mauserstätten der nach§ 7 BNatSchG besonders oder 
streng geschützter Arten, hier der europäischen Vogelarten bestehen. 

Es ist aufgrund der obigen Fristsetzung davon auszugehen, dass die Vogelarten dann wäh­
rend der nächsten Brutzeit ohne Schaden zu nehmen auf andere Gehölze des Siedlungsrau­
mes wie sie zum Beispiel nordöstlich des Plangeltungsbereichs vorhanden sind bzw. auf an­
dere Gebäude ausweichen können. 

Bezgl. des Schutzes von Fledermausarten ist eine Ausführungsfrist für Arbeiten an Altgebäu­
deteilen zwischen dem 01.11. und dem letzten Tag des Februars einzuhalten. 

Frostfreie Gebäudeteile sind vor der Ausführung von Bautätigkeiten auf ggf. überwinternde 
Fledermausarten zu überprüfen. Davon abweichend besteht für den nördlichen Bestandsge­
bäudeteil keine Einschränkung der Ausführungsfrist und kein Erfordernis für eine gesonderte 
Bestandsüberprüfung. 

Die Einhaltung der gesetzlichen Schonfristen und der genannten Vermeidungsmaßnahmen 
obliegt jeweils.dem Ausführenden der Tätigkeit. 

Ergänzend werden innerhalb des Plangeltungsbereichs an geeigneten Stellen der Gebäude­
außenseiten in jeweils mindestens 3 m Höhe insgesamt 5 Stück Ganzjahresquartiere montiert 
(z. B. Typ „Fledermauswinterquartier 1 WQ" der Fa. Schwegler-Natur oder vergleichbar). 

Da bei Einhaltung der genannten Schon- bzw. Ausführungsfristen und bezügl. des Altgebäu­
debestandes, dem Anbringen von Fledermausersatzquartieren sowie mit einer fachgerechten 
Bestandsüberprüfung keine erheblichen Beeinträchtigungen von Vögeln und I oder Fleder­
mäusen und somit des Schutzguts zu erwarten sind, sind mit der Aufstellung dieser B-Plan­
Änderung auch keine weiteren Maßnahmen einschließlich CEF-Maßnahmen zur Aufrechter­
haltung der ökologischen Funktionen von Habitaten zu ergreifen. 

Altgebäude(-teile) mit Ausnahme des nördlichen neueren Hallenteils, die im Winter als frostfrei 
gelten können, sind vor einem Abriss oder dem Umbau durch fachlich qualifiziertes Personal 
(z. B. Biologe) hinsichtlich ggf. Fledermaus-Winterquartiere zu überprüfen und das Prüfergeb­
nis ist im Zuge der Planrealisierung zu berücksichtigen. Ggf. erforderliche Schutzmaßnahmen 
sind nach den Vorgaben des Gutachters umzusetzen. Es ist insgesamt zu beachten, dass im 
Fall eines Fledermausvorkommens der Abriss des Gebäudes bis zur Sicherstellung, dass kein 
artenschutzrechtliches Verbot verletzt wird, verzögert werden kann. 

Da infolge der Planung im Wesentlichen eine Umnutzung mit einem ggf. Umbau für den mitt­
leren Hallenteil erfolgen soll, ist für den sonstigen Altgebäudebestand eine zeitnahe Umnut­
zung bzw. ein zeitnaher Umbau nicht erkennbar. Aufgrund der bekanntermaßen nicht steten 
Nutzung von Quartieren durch Fledermäuse ist daher eine vorgezogene Bestandsüberprüfung 
nicht zielführend, so dass sie auf einen späteren Zeitpunkt kurz vor der Umbaurealisierung 
verlagert wird. 

Bezüglich aller anderen Tierarten und Tiergruppen sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine 
Verletzungen der Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten. Die von der Pla­
nung betroffenen Flächen als Lebensräume für Ubiquisten [Arten, die überall vorkommen oder 
vorkommen können] sind von geringer Bedeutung. 
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Sonstige Maßnahmen 
Die in dem Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 8 dargestellten Baumpflanzungen sind nur teilweise 
umgesetzt worden, da diese gestalterischen Maßnahmen nicht mit der bisherigen Nutzung in 
Einklang gebracht werden konnten. Da die künftige Nutzung sich bezgl. der Flächeninan­
spruchnahme nicht wesentlichen von der bisherigen unterscheiden wird, nimmt die Gemeinde 
von dieser Zielsetzung Abstand. Es werden daher die bestehenden Bäume mit einem Erhal­
tungsgebot festgesetzt. Abgänge sollen im Verhältnis 1: 1 innerhalb des Planänderungsberei­
ches nachgepflanzt werden. Die bisherige Regelung zur Verdoppelung der Baumpflanzungen 
wird von der Gemeinde nicht als realisierbar betrachtet, da im Plangebiet bereits die bisherig 
angestrebten Pflanzungen nicht in Gänze umgesetzt werden konnten. 

Die entlang der nördlichen Seite bisher geplante Hecke wird nicht länger als verpflichtend her­
zustellen sein und demzufolge in der Planung nicht verzeichnet sein, da der derzeitige Zustand 
seit Jahren besteht und zu keinen Konflikten geführt hat. 

Ein Erfordernis zur Durchsetzung der bisher angedachten Heckenpflanzung wird daher von 
der Gemeinde Wasbek nicht gesehen. Die heute bestehende Mauer wird weiterhin den Zu­
gangsbereich zur Lagerhalle für den nördlichen Nachbarn effektiv abschirmen. 

8. Immissionsschutz 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
Im Rahmen des Planaufstellungsverfahren zum Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 8 „Ortsmitte" 
wurde ein „Schallgutachten" einschließlich einer „1. Änderung des Schallgutachtens" (s. Quel­
lenverzeichnis) erstellt, in der die zu erwartenden schallschutzrechtlichen Auswirkungen des 
damaligen Vorhabens zur Ansiedlung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes einschließ­
lich eines Gartenmöbelmarkt mit Boutique und Cafe auf den Grundstücksflächen Hauptstraße 
32 zu beurteilen waren. 
Im Ergebnis wurde gutachterlich festgestellt, dass die gewerbliche Lagernutzung mit Ausstel­
lungs- und Verkaufsflächen in der unmittelbaren Nachbarschaft, Haus Lindenstraße Nr. 6 zu 
keinen Überschreitungen der Immissionsrichtwerte führen werden. 

Um die Verträglichkeit der Lagernutzung, wie bisher auch, dauerhaft zu sichern, werden sei­
tens des Trägers des Vorhabens folgende Maßnahmen vorgesehen: 

o Öffnungszeiten sollen voraussichtlich werden: 
Montag - Freitag ab 07:00 Uhr bis 20:00 Uhr. Samstag 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Sonntag 10:00 Uhr - 18:00 Uhr. Änderungen sind möglich, eine Nutzung in der Nacht­
zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr ist jedoch ausgeschlossen. 

o Die Tür zum Lager wird entweder mit einem voll elektrischen kleinen Tor von 2 m x 2 
m ausgerüstet oder die Tür wird mit einer automatischen Schließvorrichtung versehen, 
so dass ein Knallen der Türen ausgeschlossen ist. 

o Die Anlieferung wird nicht durch Lkw' s, sondern mit Pkw' s oder kleinen Transportern 
erfolgen. 

o Die Entladung soll direkt vor der Eingangstür erfolgen oder aber die Pkws parken auf 
dem Parkplatz und tragen die einzulagernden Gegenstände in die Halle. Hierfür kann 
dann ein Plattformwagen (mit Gummirädern) genutzt werden. 

o Viel Verkehr wird mit der Selbsteinlagerung nicht erfolgen. Eher selten werden mehrere 
Personen gleichzeitig in einem Lager sein. Es werden ca. 60 Lagerboxen bereitgestellt. 
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Aufgrund von Erfahrungswerten anderer Betreiber von „Seif Storage" Einrichtungen 
kann man davon ausgehen, dass jeder Mieter im Schnitt 2 x im Monat das Lager auf­
suchen wird, also 120 Besuche im Monat und ca. 4 Besuche je Tag. 

Im Rahmen der Behörden- und Trägerbeteiligung wurden seitens der für Gewerbelärm zustän­
digen Fachbehörde Bedenken gegenüber alternativ geplanten Wohnungen im OG geäußert. 

Zur Ausräumung der Bedenken wurde vom Vorhabenträger eine Schallprognose in Auftrag 
gegeben. Mit dieser Prognose (siehe auch als Anlage zu dieser Begründung mit Stand vom 
25.06.2021) wurde die Einwirkung durch die im Bestandsgebäude vom Träger des Vorhabens 
nach derzeitigem Stand geplanten Gewerbebetriebe auf die Nachbarschaft ermittelt und im 
Hinblick auf die planungsrechtlichen Anforderungen beurteilt. 

zusammenfassendes Ergebnis ist: 

Die ermittelten Beurteilungspegel aus dem künftigen Betrieb des Geschäftshauses mit den 
derzeit geplanten gewerblich und gastronomischen Nutzungseinheiten unterschreiten die Im­
missionsrichtwerte der TA Lärm an allen betrachteten Immissionsorten im Tagbeurteilungs­
zeit-raum. Im Nachtbeurteilungszeitraum hingegen werden Überschreitungen der zulässigen 
lm-missionsrichtwerte aus den geplanten Nutzungen prognostiziert. 

Eine nächtliche, gewerbliche Nutzung, also im Zeitraum zwischen 22:00 und 6:00 Uhr, ist der­
zeit seitens des Trägers des Vorhabens nicht geplant. 

Um die prognostizierte Verträglichkeit sicherstellen zu können, wird der Träger des Vorhabens 
über den städtebaulichen Vertrag verpflichtet, im Rahmen der Miet- und ggf. Pachtverträge 
sicherzustellen, dass die in der Schallprognose empfohlenen Einschränkungen der Betriebs­
zeit aller Betriebe, so dass An- und Abfahrten der Mitarbeiter, Besucher und Kunden nur zwi­
schen 06:00 und 22:00 Uhr sowie keine Anlieferungen im Nachtbeurteilungszeitraum zwischen 
22:00 und 06:00 Uhr stattfinden dürfen, auch von den Mietern und Pächtern eingehalten wer­
den. 

Da die Schallprognose den vor genannten geplanten Einzelfall untersucht hat und sich je-doch 
im laufe der Zeit sich aus den Festsetzungen des B-Planes als Mischgebiet zahlreiche zuläs­
sige Nutzungsvarianten ergeben können, werden die für den vor genannten konkreten Fall 
ermittelten Maßnahmen nicht im Bebauungsplan festgesetzt, da Änderungen dieser Planung 
Auswirkungen auf die schall-technische Beurteilung haben können. 

Ob die nach Norm zulässigen schalltechnischen Immissionsrichtwerte für ggf. heranrückende 
Wohnbebauung eingehalten werden können und mit welchen Maßnahmen die Ein-haltung ggf. 
bewirkt werden kann, soll anhand des jeweils konkret geplanten Einzelfalls beurteilt werden. 
Eine Schallprognose ist vom Vor-habenträger oder ggf. von einem seiner Rechtsnachfolger 
den eingereichten Bauvor-lagen, auch im Rahmen einer Genehmigungsfreistellung, als Nach­
weis beizufügen. Diese Verpflichtung wird über den städtebaulichen Vertrag mit dem Vorha­
benträger vereinbart, um Konflikte zwischen den bestehenden Gewerbebetrieben und der ggf. 
heranrückenden Wohnbebauung zu vermeiden. 

Sonstige Emissionen / Immissionen 

Das nunmehr innerhalb des Planänderungsbereiches geplante Mischgebiet befindet sich in­
nerhalb der gewachsenen Ortsmitte, in dem der Gebietscharakter durch eine gemischte Nut­
zung, bestehend aus Wohnhäusern, öffentlichen Einrichtungen (Feuerwehr, Bürgerzentrum, 
Kindergarten, Grundschule, Sportanlagen), landwirtschaftlichem Betrieb, Gasthof und Restau­
rant, Meierei und Pension bestimmt wird. 
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Immissionen, die zu wesentlichen Störungen der zulässigen Nutzungen innerhalb des geplan­
ten Mischgebietes führen können, sind der Gemeinde nicht bekannt und auch nicht im Rah­
men früherer Bauleitplanungen bekanntgemacht worden. 

Das Ausrücken von Einsatzfahrzeugen der Freiwilligen Feuerwehr, gegenüber des Plangebie­
tes, kann mit Sonderrechten (Blaulicht und Einsatzhorn) erfolgen. Der Gebrauch dieser Son­
derrechte, insbesondere des Einsatzhorns, ist entsprechend der Verkehrslage zu wählen. Ins­
besondere in den Nachtzeiten ist mit einem sehr geringen Verkehrsaufkommen auf der Haupt­
straße zu rechnen, welches den Einsatz des Einsatzhornes nicht unbedingt rechtfertigen 
würde, Somit geht die Gemeinde davon aus, dass nur selten kurzweilige Geräuschspitzen 
auftreten werden. 

Im Radius von ca. 160 m, gemessen ca. mittig vom geplanten Mischgebiet, befindet sich süd­
lich zum Plangebiet hinter dem Bürgerhaus I Feuerwehr an der Ehndorfer Straße ein landwirt­
schaftlicher Betrieb mit Stallungen, Fahrsilo und Güllebehälter, der seinen Tierbestand derzeit 
stark reduziert hat, jedoch seinen landwirtschaftlichen Status nicht aufgeben möchte. Zu dem 
landwirtschaftlichen Betrieb gehört die ca. 2 ha große Hofkoppel. Der Melkstall wurde bereits 
zu früheren Jahren in den Außenbereich ausgesiedelt. 

Bezüglich einer möglichen Belastung der innerhalb des Plangebiets zulässigen gemischt ge­
nutzten Nutzung durch diesen landschaftlichen Betrieb in seiner genehmigten Form geht die 
Gemeinde davon aus, dass dieser bereits gegenüber der an der Ehndorfer Straße befindlichen 
Wohnnutzung, auch auf der gegenüberliegenden Straßenseite, Rücksicht zu nehmen hat, so 
dass allein hierdurch eine Belastung zum weiter entfernten Plangebiet ausgeschlossen wer­
den kann. 

In der Gemeinde Wasbek sind gemäß dem Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländli­
che Räume (LLUR) mit Stand vom 15.Februr 2019 keine Störbetriebe vorhanden, die unter 
den Art. 12 der Seveso-11 Richtlinie fallen. 

9. Verkehr(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
Die Verkehrsinfrastruktur ist mit den beiden Gemeindestraßen „Hauptstraße" im Süden und 
der „Lindenstraße" im Norden als äußere Erschließung vorhanden. 

Die Plangebietserschließung erfolgt derzeit für die gewerblichen und gastronomische Nutzung 
von Süden von der „Hauptstraße" und für den vornehmlich gewerblichen, aber auch für die 
mögliche wohnbauliche Nutzung von der „Lindenstraße" aus. 

Beide Zufahrtsbereiche sind bereits mit Aufnahme der zuvor ausgeübten Nutzungen vorhan­
den und werden durch dieses Änderungsverfahren vom Grundsatz her auch nicht verändert. 

Die fünf öffentlichen Parkplätze entlang der „Lindenstraße" bleiben auch mit diesem Ände­
rungsverfahren erhalten. 

Die Anzahl notwendiger Stellplätze ist gemäß Landesbauordnung innerhalb des Plangebiets 
entsprechend der jeweils beantragten Nutzung durch den Träger des Vorhabens auf den pri­
vaten Grundstücksflächen nachzuweisen. 

Auf der Grundlage des Nutzungskonzeptes des Vorhabenträgers, mit der Option auf eine 
wohnbauliche Nutzung, stellt sich die Stellplatzbilanz nach Berechnung durch den Vorhaben­
träger wie folgt unverbindlich dar: 
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Nutzungsart 

Wohnungen 

Gastm 

Lager 

Büroflächen 

Geplante Stellplätze 

~tetlplatzreserver, 

Berechnung~grundlage 

8 Wohnungen 

72 Sitzpläue 

1400 m1 Nutzfläche 

550 m2 Nutzfläche 

Zusätzlich geplante Stellplätze Gemeinde 

Anforderung [ Berechnete StellplatzanLahl 

0,7- lje Wohnung= 1 8.Stellplätze 

1 je 8-U Sltzplitze = 10 8 Stellplitte 

l je 80-100 m1 NF = 100 14 Stellplätze 

1je40-50 m2 NF "45 12 Stellplätze 

42 Stellplätze 

48 Stellplätze 

6 

5 

„Satzung" 

(Quelle: GbR Brandt - Thomsen, 2020) 

Durch die in der 2. Änderung des Bebauungsplanes enthaltenen Festsetzungen ist zukünftig 
folgendes zu beachten: 

Je Einzelhaus sind max. 6 Wohneinheiten zulässig. Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze inner­
halb des Plangebietes nachzuweisen. Ausgenommen hiervon sind Wohnungen für Einperso­
nenhaushalte. Für diese Wohnungen ist ein Stellplatz nachzuweisen. 

10. Ver- und Entsorgung(§ 9 Abs. 1Nr.12 und 14 BauGB) 
Die Ver- und Entsorgungseinrichtungen sind als Bestandteil der äußeren Erschließung vor­
handen. 

Aufgrund der Bestandssituation und der zuvor ausgeübten gewerblichen Nutzung und der 
noch ausgeübten gastronomischen Nutzung kann die Gemeinde Wasbek zunächst davon aus­
gehen, dass wesentliche Änderungen im Ver- und Entsorgungsnetz nicht erforderlich sein wer­
den. 

Soweit erforderlich, ist für die erforderlichen baulichen Maßnahmen im Zuge der Gebäudeum­
nutzung der Anschluss an das örtlich vorhandene Ver- und Entsorgungsnetz zu vollziehen. 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt zentral durch die Gemeinde Wasbek mit Abgabe an die 
Hauptsammelleitung zum Klärwerk der Stadt Neumünster. 

Das Grundstück ist aufgrund der Bestandssituation mit Anschluss- und Benutzungszwang an 
die zentrale Ortsentwässerung angeschlossen. 

Das Plangebiet ist mit der Bestandsimmobilie an die vorhandene zentrale Frischwasserver­
sorgung mit Anschluss- und Benutzungszwang angeschlossen. 

Das im Plangebiet anfallende unbelastete Oberflächenwasser einschließlich des Dachflächen­
wassers ist, wie zuvor in der ausgeübten Nutzung auch, kontrolliert dem vorhandenen Lei­
tungsnetz zuzuleiten. 

Veränderungen in Bezug auf die versiegelten Flächen gegenüber der heutigen Bestandssitu­
ation sind mit diesem Änderungsverfahren nicht verbunden und auch nicht geplant. 

Im Rahmen der „Behörden- und Trägerbeteiligung" wird seitens des Kommunikationsunter­
nehmens zu prüfen sein, in welchem Umfang zur fernmeldetechnischen Versorgung des Vor­
habengebiets die Verlegung von zusätzlichen Fernmeldeeinrichtungen erforderlich sein wird. 
Im Bedarfsfall werden die Maßnahmen direkt durch den Vorhabenträger geprüft und ausge­
löst. 
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Aufgrund der baulichen und nutzungsbezogenen Bestandssituation sind innerhalb des Plan­
gebiets Telekommunikationseinrichtungen vorhanden, die im Zuge der Umnutzung zu berück­
sichtigen sind. 

Aufgrund eines Konzessionsvertrages versorgen die SWN Stadtwerke Neumünster GmbH das 
Gemeindegebiet mit Strom und Gas. 

Bestehende Versorgungsleitungen sind bei der geplanten Bebauung zu berücksichtigen. Die 
Richtlinie zum Schutz unterirdischer Versorgungsanlagen ist entsprechend zu beachten. 

Die Regelüberdeckung der Gasleitungen beträgt mind. 0,8 m und ist bei einer Veränderung 
des vorhandenen Niveaus zu beachten. Die Anpflanzung von Bäumen im Bereich der Lei­
tungstrassen ist mit dem Versorgungsträger abzustimmen. Ein direktes Bepflanzen der Ver­
sorgungsleitungen sollte grundsätzlich vermieden werden. 

Die Abfallbeseitigung ist Aufgabe des Kreises Rendsburg-Eckernförde und wird zentral mit 
Anschluss- und Benutzungszwang für das Plangebiet geregelt. Die Abfälle werden innerhalb 
des Plangebiets in festen Behältern bzw. in Wertstoffsäcken gesammelt. 

Die Abfälle sind innerhalb des Plangebiets in festen Behältern bzw. in Wertstoffsäcken zu 
sammeln. Eine Abfallentsorgung erfolgt nur an den öffentlichen Verkehrsflächen. 

11 . Brandschutz 
Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Was­
bek und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nachbarschaftlichen 
Löschhilfe. 

Die Bereitstellung von Löschwasser mit der erforderlichen Leistung aus der zentralen Frisch­
wasserversorgung entsprechend den technischen Anforderungen mit einer Leistung von 96 
m3/h nach Arbeitsblatt DVGW-W-405 und nach Maßgabe des Erlasses des Innenministeriums 
vom 30.08.2010 (IV-334-166-701.400) ist im Rahmen des nachgeordneten bauaufsichtlichen 
Verfahrens nachzuweisen. 

Vorhandene Wasserentnahmestellen befinden sich im räumlichen Bezug zu dem Plangebiet 

o in der Hauptstraße 37 (Nr. 4005) mit Nenndurchmesser 225mm und 

o In der Lindenstraße 7 (Nr. 4006) mit Nenndurchmesser 150mm 

und somit in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet. 

Die Feuerwehrzufahrt ist aufgrund der äußeren Erschließungssituation durch die öffentlichen 
Verkehrsflächen „Hauptstraße" im Süden und .Lindenstraße" im Westen des Plangebiets als 
gesichert anzunehmen. 

12. Erschließung und Maßnahmen zur Verwirklichung 
der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 
Das Straßen- und Versorgungsnetz ist als äußere Erschließung mit den Gemeindestraßen 
„Hauptstraße" und „Lindenstraße" vorhanden. 
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Ggf. erforderlich werdende tiefbautechnische Maßnahmen werden im Rahmen des nachge­
ordneten bauaufsichtlichen Verfahrens bauseits nachzuweisen und Jlach den allgemein aner­
kannten Regeln der Technik herzustellen sein. 

Für die Gemeinde fallen keine Kosten für die Erschließung an. Kosten für die Erschließung 
werden vom Vorhabenträger übernommen. Die Übernahme wird in einem städtebaulichen 
Vertrag geregelt. 

Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellunq 

Nach § 33 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben bereits dann zulässig, wenn 

1. die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 2 
bis 5 BauGB durchgeführt worden ist, 

2. anzunehmen ist, dass das Vorhaben den künftigen Festsetzungen des Bebauungsplans 
nicht entgegensteht, 

3. der Antragsteller diese Festsetzungen für sich und seine Rechtsnachfolger schriftlich an­
erkennt und 

4. die Erschließung gesichert ist. 

13. Bodenschutz 

13.1 Vorsorgender Bodenschutz 
Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Änderung oder 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, wo eine zulässige Nutzung neu bestimmt und 
damit wesentlich die hierdurch zukünftig mögliche Belastung der Eigenschaften und spezifi­
schen Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden kann, werden im vorliegenden Pla­
nungsfall auch unter Berücksichtigung der nach § 30 BauGB auf Grundlage des rechts-

kräftigen Bebauungsplanes Nr. 8 bestehenden Baurechte unter planungsrechtlichen und städ­
tebaulichen Aspekten zur Umnutzung eines Einzelhandelsbetriebe mit Gastronomie und Be­
treiberwohnung in ein Mischgebiet bearbeitet, so dass z. B. Prüfungen von alternativ zu nut­
zenden bzw. auszuweisenden Flächen unter Beachtung der Bestandssituation sich nicht er­
geben. 

Auf der Ebene der Bebauungsplanung, die eine Modifikation bestehender Bau- und Nutzungs­
rechte bzw. eine Flächenumwidmung zum Planungsziel hat, ergeben sich somit im vorliegen­
den Fall keine erkennbaren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung der Eigenschaf­
ten bzw. der Funktionen der dort anstehenden Böden. 

Die Ausgleichbarkeit der Eingriffe in das Schutzgut Boden sind aufgrund des „Bebauungspla­
nes der Innenentwicklung" nicht gesondert darzulegen, da diese grundsätzlich nach § 30 
BauGB auf Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 8 erfolgen können. 

13.2 Nachsorgender Bodenschutz 
Entsprechend den Erkenntnissen aus der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung sind 
keine Verdachtsmomente für mögliche Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen I Alt­
standorte innerhalb der Plangebietes vorhanden bzw. der Gemeinde Wasbek bekannt. 
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Sollten bei der Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen werden 
(z. B. Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist die untere Bo­
denschutzbehörde umgehend zu informieren. 

Im Zuge der Maßnahme sind die Vorgaben des BauGB (u. a. § 202 Schutz des humosen 
Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12) des Bundesboden­
schutzgesetzes (BBodSchG u. a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie das Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(KrWG u. a. § 2 und § 6) einzuhalten. 

13.3 Kampfmittel 
Die Gemeinde Wasbek ist nicht in der Liste der Anlage der Kampfmittelverordnung SH vom 
07.05.2012 aufgeführt, in denen die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die oder der Nut­
zungsberechtigte verpflichtet sind, vor der Errichtung von baulichen Anlagen im Sinne der Lan­
desbauordnung für das Land Schleswig-Holstein und vor Beginn von Tiefbauarbeiten für ihre 
Grundstücke bei der Landesordnungsbehörde eine kostenpflichtige Auskunft über mögliche 
Kampfmittelbelastungen einholen müssen. Wer Kampfmittel entdeckt oder in Besitz hat oder 
von bisher nicht bekannten Fundstellen oder Lagerstätten mit vergrabenen, verschütteten oder 
überfluteten Kampfmitteln Kenntnis erlangt, ist verpflichtet, dies unverzüglich der örtlichen Ord­
nungsbehörde, der Kreisordnungsbehörde oder der nächstgelegenen Polizeidienststelle an­
zuzeigen. 

14. Archäologische Denkmale 
Entsprechend der Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes S-H vom 05.03.2021 
können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale gern.§ 2 (2) DSchG 
in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der vorliegenden Planung festge­
stellt werden. Daher wurden seitens des Archäologischen Landesamtes keine Bedenken vor­
getragen und der vorgelegten gemeindlichen Planung zugestimmt. 

Der überplante Bereich befindet sich jedoch in einem archäologischen Interessengebiet, daher 
ist hier mit archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rechnen. 
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Wir verweisen deshalb ausdrücklich auf§ 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder fin­
det, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbe­
hörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner fü~-tife~edt~m.\J&\ oder den Eigentümer 
und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem 
der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu 
dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten 
geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit 
der Mitteilung. 

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

15. Belange der Bundeswehr 
Die Belange der Bundeswehr werden voraussichtlich betroffen sein. Die Gemeinde Wasbek 
geht jedoch davon aus, dass aufgrund des Vorhabencharakters zur Umnutzung des beste­
henden Gebäudekomplexes an der Hauptstraße Nr. 32 mit Gebäudehöhen von rund 10,0 m 
und somit einer wesentlichen Unterschreitung der maßgeblichen Höhen von 30 Meter über 
Grund die Belange der Bundeswehr nicht berührt sein werden. 

Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich für Flugplätze nach § 14 LuftVG des 
militärischen Flugplatzes Schleswig (Hohn). Aufgrund der Lage des Vorhabengebiets ist durch 
den Flugplatz/Flugbetrieb mit Lärm- und Abgasemissionen zu rechnen. 

Seitens der Bundeswehr wird darauf hingewiesen werden, dass Beschwerden und Ersatzan­
sprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm 
etc. beziehen, nicht anerkannt werden können. Ferner befindet sich das Plangebiet im Inte­
ressengebiet der Luftverteidigungsradaranlage Brekendorf. 

16. Rechtsfolgen 
Durch die zukünftigen Festsetzungen der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 werden die 
Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 8 in dem betroffenen Teilbereich er­
setzt. Es gilt der Rechtsgrundsatz, dass die spätere Norm die frühere verdrängt. 

Die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich somit ausschließlich nach den 
insgesamt zu treffenden Festsetzungen der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8. Sollte 
die spätere Norm für unwirksam erklärt werden, lebt die alte Norm wieder auf. 
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Die Begründung zur Aufstellung 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 der Gemeinde Was­
bek wurde von der Gemeindevertretung in der Sitzung am 25.08.2021 gebilligt. 

Wasbek, 2-1. 40. Z.OZ..;f 

_f1d:&_~ 
- Der Bürgermeister -

Planverfasser: 

BIS·S 
Büro für integrierte Stadtplanung· Scharlibbe 
Hauptstraße 2 b, 24613 Aukrug 
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